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Farbe bekennen im Klimaschutz!
Nicht nur in Cancún sitzen in diesen Tagen die Verhandlungspartner zusammen und sollten die Welt im Klimaschutz voran bringen. Auch in Luxemburg tritt das Klimapartenariat in eine entscheidende Phase. 

An beiden Stellen fordern déi gréng die Regierung dazu auf, schnelle Fortschritte zu bewirken, denn der Klimawandel schreitet voran und nimmt in vielen Ländern bedrohliche Ausmaße an. Zudem zeigen sich neben den wirtschaftlichen auch die außenpolitischen Auswirkungen der absehbaren Rohstoffkrise. 

· Neueste wissenschaftliche Berichte beweisen die Dramatik des Klimawandels: Forscher der Universität von Manchester beispielsweise bezweifeln angesichts der schleppenden Klimaverhandlungen, dass die Grenze von einer Erwärmung von mehr zwei Grad überhaupt gehalten werden kann. Sie schließen im Extremfall auch eine Erhöhung der Temperatur um vier Grad nicht aus. Dies würde zu großen Trockenperioden und Wetterextremen führen und die gesamte Welt durch den dramatischen Rückgang der Biodiversität und enorme Flüchtlingsströme betreffen.

· Gleichzeitig zeigen sich die geopolitischen Facetten der Rohstoffkrise: Eine rezente Studie der Bundeswehr zur Zukunft der Ölversorgung geht von baldigen Versorgungsengpässen in Europa aus und sagt voraus, dass "ölimportabhängige Staaten in ihrer Außenpolitik zu mehr Pragmatismus gegenüber Ölanbietern" gezwungen sein dürften. Die Politik werde sich ein Stück weit dem Primat der Versorgungssicherheit unterordnen müssen. Für Europa bedeute das konkret: eine nachgiebige Haltung gegenüber den außenpolitischen Zielen Russlands und mehr Zurückhaltung gegenüber arabischen Ölexportstaaten.
1. Die EU-Ebene: 

Die Luxemburger Regierung sabotiert progressive EU-Klimapolitik

Der Weltklimagipfel in Cancún, der vom 29.11. bis zum 10.12.2010 stattfindet, soll Fortschritte auf dem Weg zu einem verbindlichen Klimaabkommen für die Periode nach 2012 erzielen. In Kopenhagen wurde ein solcher verbindlicher Rahmen nicht erreicht. Spätestens bis zur nächsten Vertragskonferenz im südafrikanischen Durban, Ende 2011, muss ein solches Kyoto-Nachfolgeabkommen ausgehandelt werden. Um dies zu erreichen, muss die EU wieder stärker eine Vorreiterrolle übernehmen.
In Cancún stehen besonders die Verhandlungen um die Anpassung an den Klimawandel, dessen Finanzierung in den Entwicklungsländern und den nachhaltigen Schutz der Wälder im Vordergrund. Dazu braucht es von den Industrieländern konkrete und ambitiöse Zusicherungen.

· Die EU muss ihr Reduktionsziel auf 30 Prozent erhöhen

Das bisherige EU-Reduktionsziel von 20 Prozent bis zum Jahr 2020 reicht nicht aus, um den Klimawandel auf den von Wissenschaftlern geforderten maximal Anstieg von zwei Grad zu begrenzen. Zudem garantiert das schwache Ziel keinen ausreichend hohen CO2-Preis, der Umwelttechnologien zum Durchbruch verhelfen würde. Die EU-Mitgliedsstaaten müssen ihr Reduktionsziel bei den CO2-Emissionen bis zum Jahr 2020 von derzeit 20 auf 30% erhöhen. Dieses Ziel könnte ohne zusätzliche Kosten erreicht werden, wenn mehr Anstrengungen im Bereich der Energieeffizienz unternommen würden. Zudem würden durch dieses Ziel enorme positive Effekte im Bereich des Umwelt- und Gesundheitsschutzes erzielt werden.  

Die Luxemburger Regierung hat sich in ihrem Regierungsprogramm dazu verpflichtet, auf EU-Ebene für 30 Prozent CO2-Reduktionen einzutreten. Bisher hat die Regierung sich aber in Brüssel nicht für ein solches Ziel stark gemacht. Luxemburg sollte zusammen mit Deutschland, unserem Haupthandelspartner, offensiv für dieses Ziel eintreten. Die Fraktionen der deutschen und luxemburgischen Grünen haben bei ihrer Begegnung am 26.11.2010 in Berlin einen entsprechenden Appell an beide Regierungen gerichtet. Dieses Engagement käme auch der Wirtschaft und dem Handwerk in beiden Ländern deutlich zugute.

· Luxemburg untergräbt das Kyoto-Abkommen und verhindert damit reale C02-Reduktionen in der EU 
Die Luxemburger Regierung hat bisher mehr als 98% ihrer bisherigen Kyoto-Aufgaben über Mechanismen wie CDM und JI abgewickelt, sich damit also von ihren Verpflichtungen per Scheckbuch entledigt. Da diese Instrumente in der Regel nur Mitnahmeeffekte haben und zu keinen realen Reduktionen führen, wird in Cancún darüber diskutiert, diese Schlupflöcher zu schließen. 

Die Regierung plant deshalb jetzt, auf den noch viel skandalöseren Handel mit den sogenannten „Hot Air“- Zertifikaten aus Osteuropa und Russland umzusteigen.

„Hot Air“-Zertifikate entstehen aus einem Schlupfloch des derzeitigen Kyoto-Abkommens. Da das Abkommen auf das Jahr 1990 basiert und die aus Sowjetzeiten stammende Schwerindustrie danach zusammengebrochen ist, haben die osteuropäischen Länder und Russland „Emissions-Überschüsse“, die sie selbst nie aufbrauchen können. Statt diese Überschüsse ruhen zu lassen und damit Klima zu schonen, wird jetzt versucht, diese Emissionen in Form von Zertifikaten zu verkaufen. 

Obwohl Minister Wiseler noch in Kopenhagen auf Druck der Luxemburger Grünen vehement dementiert hatte, dass Luxemburg diese Kredite nutzen würde, wurde vor Wochen bekannt, dass Luxemburg klangheimlich für 30 Millionen Euro „Hot Air“ aus Estland gekauft hat.

„Hot air“ ist für die internationalen Klimaverhandlungen mittlerweile zu einem der größten Probleme geworden, denn dieser Handel verhindert konkrete C02-Senkungen und verschärft damit den Klimawandel. Russland und Osteuropa verfügen über „Hot Air“ in der Größenordnung des gesamten EU-Reduktionszieles. Wird diese warme Luft genutzt, würde ein Nullsummenspiel betrieben, dass die Emissionen in der EU auf dem gleichen hohen Stand belassen würde.  

déi gréng fordern daher Minister Wiseler, keine weiteren „Hot Air“-Geschäfte durchzuführen. Die Luxemburger Regierung hat sich dazu verpflichtet und hat bisher nicht Wort gehalten. Zudem sollte die Regierung sich im EU-Rat dafür einzusetzen, dieses Schlupfloch im Kyoto-Abkommen zu schließen. 
· Luxemburg muss einen höheren Beitrag zum Klimaschutz in den Entwicklungsländern leisten

Einer der Schwerpunkte der internationalen Klimakonferenz betrifft den Klimafonds, der den Entwicklungsländern im Bereich des Klimaschutzes zur Verfügung stehen soll. In Cancún müssen Fortschritte auf dem Weg zu einem internationalen Rahmenabkommen unter UN-Verwaltung erzielt werden, das diese Finanzierung transparent und verbindlich regelt. Es muss garantiert werden, dass die Gelder nicht aus den nationalen Entwicklungshilfebudgets abgezweigt werden und eigene CO2-Reduktionsmaßnahmen nicht zurückgestellt werden.

Luxemburg gehört zu jenen Ländern, die im Rahmen des ersten "Fast Start"-Finanzierungsabkommens auf der Konferenz von Kopenhagen zusätzlich zum EU-Beitrag eigene finanzielle Hilfen zugesagt haben: Unser Land verpflichtete sich zu neun Millionen Euro und hat außerdem zugesagt, diese Gelder nicht aus dem Entwicklungsbudget abzuzweigen. 

déi gréng begrüssen die Haltung der Regierung, den Klimafonds nicht aus Geldern des Entwicklungsbudgets zu speisen, halten die Höhe des Beitrags Luxemburgs zum Klimafonds aber nicht für ausreichend. Ein Vergleich mit dem Beitrag anderer EU-Mitgliedstaaten, die ein vergleichbar niedrigeres BIP/Pro Kopf haben, zeigt, dass Luxemburg mehr Anstrengungen machen müsste, wenn es klima- und entwicklungspolitisch Zeichen setzen möchte. Klimaschutz ist eine Herausforderung, die die Industrieländer mit den historisch hohen Klimaemissionen zu verantworten haben. Klimaschutzmaßnahmen müssen also zusätzlich zu den Entwicklungsanstrengungen unternommen werden und benötigen deshalb auch ausreichende zusätzliche Gelder.

2. Die nationale Ebene:

Trotz des Kyoto-Protokolls wurde Klimaschutz in Luxemburg auf Regierungsebene bisher kaum umgesetzt. Seit 1998 steigen die CO2-Emission kontinuierlich, erst in den letzten drei Jahren ist ein leichter Rückgang (vor allem konjunkturbedingt) zu verzeichnen. Bisher hat lediglich das Umweltministerium versucht, das Problem anzugehen, was angesichts der Herausforderungen nicht gelingen konnte. Um rechnerisch die Kyoto-Ziele zu erreichen, wurden massiv CO2-Emissionsrechte ersteigert (3,3 – 4,7 Millionen t CO2/Jahr). Die Inkohärenz der Luxemburger Klimapolitik zeigen wir anhand von sechs Fallbeispielen im Anhang auf.

a) Das Klimapartenariat muss die Weichen für eine ambitiöse Klimapolitik stellen und braucht deshalb quantitative Ziele und verbindliche Fristen

Das Klimapartenariat, indem sich Vertreter der Gewerkschaften, der Betriebe, der Nichtregierungsorganisationen und der Regierung wiederfinden, geht im Dezember in seine entscheidende Phase. Der erklärte Auftrag des Partenariats besteht darin, 50 konkrete Maßnahmen auszuarbeiten, die von der Regierung im ersten Halbjahr 2011 zum zweiten CO2 Aktionsplan zusammen geschnürt werden könnten.

Dabei muss sich die Regierung entscheiden, ob die anstehenden Fragen nur im Konsens mit allen Akteuren beantwortet werden, oder ob übergeordnete langfristige Ziele von globaler Bedeutung den Vorrang erhalten. Die Regierung darf sich nicht hinter einem mangelnden Konsens im Klimapartenariat verstecken. Sie sollte die Rahmenbedingungen für die Diskussionen abstecken und dabei eine ambitiöse Klimapolitik anstreben.
Damit das Klimapartenariat ein Erfolg wird, müssen aus der Sicht von déi gréng folgende Bedingungen erfüllt sein:

1. Das Partenariat muss ein klares Reduktionsziel anstreben
Das Partenariat muss auf folgende Fragen eine klare Antwort geben: 

· Wieviel CO2 soll durch das zweite Aktionsprogramm eingespart werden?

· Welche Sektoren sollen dazu beitragen und wie hoch sollte ihr Anteil sein?

· Was bringen einzelne Maßnahmen klimapolitisch und bis wann sollen sie greifen?
Das Klimapartenariat braucht einen eindeutigen Auftrag und Antworten auf diese Fragen, wenn wir nicht wieder die Reduktionsziele verpassen wollen. Wir müssen  im Klimapartenariat die nötigen Maßnahmen auf ihre Machbarkeit und Wirksamkeit überprüfen.
2. Auch grundlegende Aspekte müssen im Partenariat behandelt werden

Luxemburg hat sehr hohe Pro Kopf-CO2-Emissionen. Luxemburg darf sich nicht seiner historischen Verantwortung entziehen, denn pro Einwohner hat unser Land eine große Klimaverantwortung zu übernehmen. Folgende grundlegende Aspekte müssen im Partenariat behandelt werden:

· Stetiges Wirtschaftwachstum und Klimaschutz

· Staatsfinanzen und Finanzierung der Sozialsysteme

· Nachhaltige Steuerreform versus klimaschädliche Steuereinnahmen z.B. Tanktourismus

· Landesplanung und Mobilität

· Energiepolitik der kostengünstigen Energie oder der nachhaltigen dezentralen Ressourcen

· Entwicklungspolitik der globalen Verantwortung

· Kohärente Klimapolitik der gesamten Regierung 

3. Eine wissenschaftliche Begleitung des Prozesses und Berechnung der Reduktionspotentiale einzelner Maßnahmen ist notwendig
Dem Klimapartenariat fehlt die wissenschaftliche Begleitung, die es ermöglichen würde, die diversen Maßnahmen hinsichtlich ihres Reduktionspotentials zu berechnen. Die Regierung hat dies wohlweislich aus dem Lastenheft gestrichen, um so auch der unbequemen Frage nach dem konkreten Reduktionsziel aus dem Weg zu gehen.

4. Die Prioritäten im Nachhaltigkeitsministerium müssen definiert werden und die personelle Besetzung für Klimaschutz muss erhöht werden
Die Klimapolitik wird von nur zwei Beamten im Nachhaltigkeitsministerium bearbeitet (der Vergleich z.B. mit der Straßenbauverwaltung spricht Bände). Diese sind selbst bei besten Voraussetzungen mit dem ganzen Spektrum der Arbeiten zum Klimaschutz (von nationalen Sensibilisierungskampagnen, über die Umsetzung von EU-Richtlinien bis zu den UN-Verhandlungen) überfordert. Wie soll Klimaschutz in Luxemburg glaubwürdig eine Regierungspriorität darstellen, bei einer derart dürftigen Personaldecke?

Zudem ist im neuen Nachhaltigkeitsministerium nach wie vor unklar, welchen Stellenwert der Klimaschutz erhält z.B. im (unlösbaren) Konflikt bei Entscheidungen zum weiteren Straßenbau, im (lösbaren) Konflikt zwischen Energieproduktion und Naturschutz.
déi gréng unterstützen nach wie vor die Idee des Klimapartenariats. Konkrete Vorschritte werden jedoch nur erzielt, wenn die prinzipiellen und strukturellen Fragen ebenfalls beantwortet sowie klare Zielvorgaben mit Zeitangaben gegeben werden. Dabei muss Luxemburg für ein Reduktionsziel von 30% bis 2020 eintreten.

b) Der Klimapakt zwischen dem Staat und den Gemeinden muss einen höheren Stellenwert bekommen
déi gréng treten weiterhin dafür ein, die Luxemburger Klimaschutzziele überwiegend im eigenen Land zu erreichen, nicht nur aus klimarelevanten Überlegungen, sondern vor allem auch aus wirtschaftlichen Interessen. In diesem Sinne haben déi gréng in mehreren Gemeinden Pionierarbeit geleistet und für landesweite Vorzeigeprojekte gesorgt.

Neben dem Klimapartenariat strebt das Nachhaltigkeitsministerium den sogenannten Klimapakt zwischen Staat und Gemeinden an. déi gréng haben diese Zusammenarbeit zwischen Staat und Gemeinden im Klimaschutz seit langem gefordert und erhalten dabei jetzt Rückendeckung von der OECD.

Die neue OECD-Studie “Cities and Climate Change“ zeigt, wie wichtig es ist, den Klimawandel auf allen staatlichen Ebenen anzugehen. Lokales Engagement durch „klimabewusste“ Stadtplanung und -Verwaltung kann dazu beitragen, die nationalen Klimaschutzziele zu erreichen und einen Konsens zwischen ökologischen und ökonomischen Prioritäten auf lokaler Ebene zu finden.

Viele Projekte auf lokaler Ebene sind auf die Initiative von grünen LokalpolitikerInnen zurückzuführen. Die (Klimabündnis)Gemeinden sind seit Jahren Vorreiter in Sachen Klimaschutz. Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, dass:

· die einzelnen Projekte nur dann einen Sinn ergeben, wenn sie in eine nationale Gesamtstrategie eingebettet sind
· die zahlreichen Hürden im Innenministerium überwunden werden, damit der Klimaschutz auf lokaler Ebene voll zum Tragen kommt. Nach wie vor ist nach Auffassung des Innenministeriums der Klimaschutz keine kommunale Aufgabe (siehe Anhang zur Inkohärenz).

Der Klimapakt darf den Gemeinden nicht nur Klima-Verantwortung übertragen, sondern muss ihnen auch Kompetenzen und finanzielle Mittel geben. Klimaschutz in Luxemburg sollte eine gemeinsame Verantwortung von Staat und Gemeinden sein.

Anhang:

Die Luxemburger Regierung macht 

keine kohärente Klimapolitik

Sechs Fallbeispiele:

1. Strom-Kompensationsfonds und CO2-Geschenk an die Industrie

Obwohl die CO2-Emissionen der 15 Luxemburger Betriebe im europäischen Emissionshandel 2009 um 4% gegenüber dem Vorjahr gestiegen sind (einziges EU-Land mit Erhöhung!), hatte die Regierung deren CO2-Budgets so großzügig bemessen, dass nichtgenutzte Emissionszertifikate für 310.000 t CO2-Emissionen nun verkauft werden können. Beim aktuellen Preis von 15 € pro Tonne kommt das einem indirekten staatlichen Zuschuss von 4,65 Mio. € gleich! 

Andererseits akzeptiert das Wirtschaftsministerium die Argumente der zum Teil gleichen Betriebe, dass deren Beitrag zum Strom-Kompensationsfonds (aus dem die erneuerbaren Energien und die Kogeneration finanziert werden) nicht steigen darf. Gesamtbeitrag zum Fonds. 2,4 Mio. €. Resultat: die nationalen Potentiale für erneuerbare Energien werden nur sehr begrenzt genutzt.
Unser Vorschlag: Ein politisches und steuerliches Umfeld schaffen, das den erneuerbaren Energien und den Effizienztechnologien den Aufschwung erlaubt, der ökologisch notwendig, wirtschaftlich wünschenswert und sozial unumgänglich ist.
2. Regierungsbeteiligung bei Arcelor Mittal und Klimapolitik

Arcelor Mittal hat systematisch Geldbeträge an klimakritische republikanische US-Senatoren überwiesen. Diese Politiker wurden dafür belohnt, dass sie den Klimawandel leugnen und die US-Klimagesetzgebung blockieren. Gleichzeitig wird in der EU die Position vertreten, dass die EU keine Alleingänge durchführen dürfe. Wirtschaftsminister Jeannot Krecké ist Mitglied im Aufsichtsrat des Unternehmens und hat diese Strategie, bei der die USA und die EU gegeneinander ausgespielt werden, zwangsläufig mitzutragen.

Unser Vorschlag: Falls Minister Krecké im Verwaltungsrat bleibt - wir hatten aus den oben genannten Gründen seinen Rücktritt zugunsten eines Ministerialbeamten gefordert -, soll er zumindest durchsetzen, dass Arcelor-Mittal einen Teil des Strombedarfs für die Elektroöfen aus erneuerbaren Energien bezieht.

3. Luxemburg saniert Wohnungen in Estland anstatt in Luxemburg

Estland hat für 30 Millionen Euro einen Teil seiner ungenutzten CO2-Emissions-Rechte an Luxemburg verkauft. Damit erhält Estland Geld, um die energetische Sanierung und die Renovierung von Wohnungen voran zu treiben und Luxemburg darf weiter immer mehr CO2 emittieren. Die Luxemburger Betriebe im Wohnungsbau ärgern sich über die nicht umsetzbare Programme und die Mieter und Wohnungsinhaber über teure Energierechnungen.

Unser Vorschlag: Das Programm für Wohnungsrenovierungen so umgestalten, dass es sowohl im Privatwohnungsbau als auch bei Mietwohnungen zu tragen kommt. Gut für die Haushalte, gut fürs Handwerk, gut für den Klimaschutz!

4. Die falschen Signale der Kilometerpauschale

Eine der wenigen klimapolitisch sinnvollen Maßnahmen des Sparpaketes der Regierung war die Kürzung der Kilometerpauschale um die Hälfte. Diese wurde jedoch zurückgezogen.
Das mag kurzfristig den Lohnempfängern im Land und in der Großregion helfen, aber damit wird auch eine Mobilität gefördert, die auf individuellen fossilen Energieverbrauch setzt. Das ist nicht zukunftsfähig, denn gleichzeitig zeigt sich, dass vor allem die Erdölpreise am stärksten die Inflation nach oben treiben (+15.5 % innerhalb eines Jahres). 
Unser Vorschlag: eine Alternative zum Individualtransport ausbauen, konsequent die Infrastrukturen für den öffentlichen Transport verbessern und graduell die Kilometerpauschale reduzieren, außer für die Haushalte, die den Nachweis erbringen können, dass nur unzureichender öffentlicher Transport zur Verfügung steht und bei Schichtarbeit.

5. Ungerechte Besteuerung von Privatautos und privat genutzte Firmenwagen

Es ist sozial ungerecht und unhaltbar, dass fast 50% der neuzugelassenen Personenkraftwagen über Firmen angemeldet werden und deren Angestellten zur Verfügung gestellt werden. Dadurch werden die gesamten Anschaffungs- und Unterhaltskosten steuerlich absetzbar. Würden die Betriebe diese Summen über die Löhne abrechnen, würde nicht nur Lohnsteuer bezahlt, sondern die PKW-Steuer könnte auch nicht abgesetzt werden. 

Das derzeitige System führt dazu, dass diese Fahrzeuge teilweise über öffentliche Gelder finanziert und dass vor allem starkmotorige Modelle mit hohen CO2-Emissionen angeschafft werden.

Unser Vorschlag: Eine Autosteuerreform betreffend die Anschaffungs- und die Nutzungskosten von Firmenautos mit graduellem Anstieg der steuerlichen Nicht-Absetzbarkeit resp. des geldwerten Nutzervorteils je nach Fahrzeugemissionen.

6. Innenministerium und kommunaler Klimaschutz

Das Innenministerium tut sich schwer mit der aktiven Rolle einiger Gemeinden im Energiebereich und beim Klimaschutz. So müssen Gemeinden z.B. bei Nahwärmenetzen nachweisen, dass sie weder Gewinne noch Verluste durch diese Netze verzeichnen. Das heißt Betriebskosten und Taxeneinnahmen müssten sich jederzeit die Waage halten. In der Praxis ist dies jedoch kaum möglich. Hinzu kommt, dass jede Taxenänderung von Gemeinderat und Innenministerium genehmigt werden muss.

Angesichts solcher Hürden werden den Gemeinden die neuen Aufgaben nicht gerade schmackhaft gemacht.

Unser Vorschlag: Den Gemeinden müssen weitgehende Kompetenzen im Bereich der Energielieferung und des Klimaschutz übertragen werden. Das Innenministerium muss proaktiv den Gemeinden beratend zur Seite stehen.

